
Die Trinkwassersperre im
Grossraum Saint-Louis wegen
Chemikalien betrifft auch Ba-
sel-Stadt. Der Stadtkanton be-
treibt in Burgfelden das Sport-
zentrum Pfaffenholz, das auf
französischem Territorium
liegt und ans lokale Trinkwas-
sernetz angeschlossen ist. Der
Kanton liess kürzlich im Pfaf-
fenholz-Areal zwei neue Aktiv-
kohlfilter für Wasserabfüllsta-
tionen einbauen. Die Installa-
tion erfolge als «zusätzliche
Vorsorgemassnahme», teilt das
Basler Erziehungsdepartement
(ED) auf Anfrage mit. Es hande-
le sich um eine «Übergangslö-
sung, bis Saint-Louis alle Pump-
stationen mit Filteranlagen aus-
gestattet hat.»

Die Verwaltung hat zahlrei-
che Anschläge auf dem Gelän-
de angebracht, auf denen auf
Deutsch und Französisch sen-
siblen Personen davon abgera-
ten wird, Leitungswasser zu
trinken. Zu den Nutzern der
Anlage gehören Sportvereine,
aber auch Schulklassen aus Ba-
sel. Die erwähnten Filter wur-
den bei zwei Füllstationen für
Wasserflaschen installiert.
Diese Füllstationen gab es be-
reits – offenbar, weil das Trink-
wasser aus Saint-Louis nach
Chlor riecht. Schon bisher wur-
de also dieser Stoff aus dem
Wasser entfernt. Die zwei neu-
en Filter sollen nun aber auch
die problematischen Chemika-
lien binden.

Die Grossfilter sollen bis
Anfang 2026 stehen
Der Gemeindeverbund Saint-
LouisAgglomérationgabimAp-
ril bekannt, dass man erhöhte
Pfas-WerteimTrinkwasserfest-
gestellt habe. Deshalb dürfen in
neun Gemeinden Immunge-
schwächte, Schwangere, Stil-
lende und Kleinkinder kein Lei-
tungswasser mehr zu sich neh-
men. Pfas steht für Per- und
polyfluorierte Alkylverbindun-
gen. Sie werden auch Ewigkeits-
chemikalien genannt, da sie in
der Natur kaum abgebaut wer-

den. Viele der Stoffe stehen im
Verdacht,Krankheitenzuverur-
sachen, darunter auch Krebs.

Der Gemeindeverbund hat
bereits im Juli angekündigt,
selbst neue Aktivkohlefilter zu

beschaffen. Bis Anfang 2026
sollen sie funktionieren; am
Dienstag wollen der Préfet des
Départements Haut-Rhin und
der Gemeindeverbund über
weitere Massnahmen informie-
ren. Für die Trinkwasserversor-
gung im betroffenen Gebiet zu-
ständig ist das französische
Unternehmen Veolia.

Bis Veolia die Aktivkohlefil-
ter aufgebaut hat, will Basel-
Stadt aber offensichtlich nicht
warten. Die eigenen Filter wür-
den «im Kontext der Pfas-Prob-
lematik» installiert, wie es sei-
tens ED heisst. Dazu verpflich-
tet sei man aber nicht: «Wir
haben dies zugunsten der Ge-
sundheit unserer Nutzerinnen
und Nutzer umgesetzt.»

Betroffene bereiten
Schadenersatz-Klagen vor
Für Basel-Stadt ist wegen der
Pfas-Chemikalien Mehrauf-
wand entstanden. Laut ED hat

sich ein Kollektiv von Nutzerin-
nen und Nutzern gebildet, das
rechtliche Schritte eingeleitet
hat. «Das Verfahren richtet sich
gegen die Betreiberin Veolia
und die Auftraggeberin Saint-
Louis Agglomération».

Gut möglich, dass sich die-
sem Kollektiv weitere Betroffe-
ne aus der Schweiz anschlies-
sen. Von diesen gibt es einige.
Etwa Novartis. Die Anlagen des
firmeneigenen Sportclubs, des
SC Novartis, liegen ebenfalls in
Huningue. In den Toiletten des
Clublokals hängen Warnschil-
der: «kein Trinkwasser!!!» Eine
Anfrage der bz an Novartis, wie
man mit der Problematik umge-
he, ist hängig.

Als Verursacher der Ver-
schmutzungen steht eine bina-
tionale Einrichtung im Ver-
dacht: der Euro-Airport (EAP).
Pfas-Chemikalien werden oder
wurden etwa für Teflon-Pfan-
nenbeschichtungen, Skiwachse

und Zahnseiden genutzt, kom-
men aber auch in Löschschäu-
men vor. Die Flughafenfeuer-
wehr des EAP hat bis 2017 für
Übungen Pfas-haltige Lösch-
schäume eingesetzt.

Auf den Toiletten der EAP-
Verwaltung wird ebenso auf das
Trinkwasser-Verbot für sensib-
le Personengruppen hingewie-
sen. Für die Trinkwasser-Tanks
für Passagierflugzeuge hat der
EAP eine Zeit lang Trinkwasser
der Industriellen Werke Basel
(IWB) bezogen, berichtete das
Regionaljournal Basel von Ra-
dio SRF.

Wie der EAP mitteilt, sei
man davon aber wieder abge-
kommen. Laut den französi-
schen Behörden sei die Mengen
an Trinkwasser, die ein Passa-
gier während eines Fluges kon-
sumieren könne, nicht so gross,
dass die Belastung bedenklich
wäre, und das gelte auch für vul-
nerable Personengruppen.

Benjamin Wieland

Das Bundesgericht hat das letz-
te Wort gesprochen: Das Basel-
bieter Öl- und Gasheizungsver-
bot ist rechtens. Ab 2026 müs-
sen Liegenschaftsbesitzende
erneuerbare Heizungssysteme
einbauen. Kessel oder Brenner
dürfen ersetzt werden, wenn sie
nicht älter als 15 Jahre alt sind.

Es bleibt ein aussergewöhn-
licher Vorgang: Baselbieter
Landräte zerrten das zum Ener-
giegesetz gehörende Dekret bis
vor Bundesgericht. Jenes Instru-
ment also, das die Details zum
Gesetz regelt und just vom
Landrat abgesegnet worden
war. Nur der Kanton Bern kennt
sonst noch das Instrument des

Dekrets – üblicherweise regelt
die Regierung die Details zu Ge-
setzen.

TrotzdiesesPrivilegsgingen
also einige bürgerliche Landräte
(Andi Trüssel, Rolf Blatter,
Christine Frey und Marc Scher-
rer) gegen den Beschluss ihres
Ratskollegiums vor. Sie könnten
also als schlechte Verlierer aus-
gerufen werden. Nachdem sie
im Landrat unterlegen waren,
riefensiedieJudikativealsdritte
Gewalt an.

Die Solarpflicht fiel – der
Heizungsersatz bleibt
Allerdings taten sie dies teilwei-
se erfolgreich. Vor ziemlich ge-
nau einem Jahr hatte sich bereits
das Kantonsgericht über das

zum Energiegesetz gehörende
Dekret gebeugt. Dabei stellte
das Verwaltungsgericht fest,
dass keine gesetzliche Grundla-
ge für eine Photovoltaik-Pflicht
auf Neubauten gegeben sei.

Vertieft debattierte das Kan-
tonsgericht über die Vorschrift,
wonach ersetzte Heizungen zu
100 Prozent aus erneuerbaren
Energien gespeist werden
müssten. Dabei entspann sich
eine fast schon philosophische
Diskussion. Im Gesetz ist näm-
lich von einem «Anteil erneuer-
barer Energie» die Rede. Eine
knappe Mehrheit des Fünfer-
gremiums war der Meinung, ein
Anteil könne auch dem Ganzen
– also 100 Prozent – entspre-
chen.

Yann Schlegel Diesen Entscheid stützt nun das
Bundesgericht. «Der Begriff
‹Anteil› lässt zwar tatsächlich
nicht in erster Linie an das Gan-
zedenken,sondernanBruchtei-
le davon», schreibt es in seinem
Urteil zwar. Ein Anteil könne
aber auch das Ganze umfassen.
«Von einem ‹Anteil von 100
Prozent› zu sprechen, ist keines-
wegs unüblich, wie insbesonde-
re aus verschiedenen Urteilen
des Bundesgerichts hervor-
geht.»

Juristisch ist mit dem Ent-
scheid aus Lausanne das Ende
der Fahnenstange erreicht. Je-
doch geben sich die Bürgerli-
chen im Zerren um das Verbot
von fossilen Heizungen so hart-
näckig wie ein Kaugummi, der

einmal auf dem Asphalt klebt
und kaum mehr wegzukriegen
ist. Bereits am Donnerstag ver-
handelt der Landrat eine Geset-
zesinitiative, welche den nächs-
ten Angriff auf das Dekret bläst.
Die Initiative «Energiepolitik
nur mit der Bevölkerung» will
das Dekret zum Energiegesetz
ganz aushebeln. «Wir sind ge-
spannt und geben den Kampf
noch nicht auf», sagt SVP-Präsi-
dent Peter Riebli.

Landrat Riebli gehörte auf
dem juristischen Weg nicht zu
den Beschwerdeführern, or-
chestrierte aber die Angelegen-
heit im Hintergrund, wie er er-
klärt. Nun möchte die SVP die
Initiative gegen das Energiede-
kret ohne Gegenvorschlag

durch den Landrat bringen.
«Das wäre die Idealkonstella-
tion», sagt Riebli.

Der Regierungsrat lehnt die
Initiative nämlich ab, machte im
Frühling aber einen Gegenvor-
schlag: So schlug er vor, das De-
kret aufzuheben, dessen aktuel-
le Inhalte aber direkt ins Ener-
giegesetz zu übernehmen. Eine
knappe Mehrheit der landrätli-
chen Umweltschutz- und Ener-
giekommission folgte im Som-
mer dieser Empfehlung.

Das Baselbiet dürfte wegen
dieses Polit-Schachzugs der
Bürgerlichen also noch ein zwei-
tes Mal über die wichtigsten
Eckpunkte abzustimmen, die
im Zuge des Energiegesetzes
bestimmt wurden.

Fasnacht Eine neue Vorschrift
gilt ab der Fasnacht 2026: Am
Fasnachtszyschtig sind im ge-
samten Fasnachtsperimeter
keine motorisierten Fahrzeuge
mehr erlaubt. Das teilt die Kan-
tonspolizei Basel-Stadt am
Montag mit. Der Andrang am
Fasnachtszyschtig wachse von
Jahr zu Jahr, anders als der Cor-
tège am Montag und Mittwoch
sei der Dienstag unorganisiert,
es gäbe keinen klar erkennbaren
und gesicherten Umzug. Darum
seien Kinder in dieser «Drug-
gedde» oder auf Wagen in zu-
nehmenden Masse gefährdet.
«Abzuwarten, bis ein schwerer
oder sogar tödlicher Unfall ge-
schieht, wäre unverantwortlich
und nicht im Sinne der Basler
Fasnacht», schreibt die Polizei.

Vom Verbot betroffen sind
auch elektrisch angetriebene
Bikes, Roller oder Trottinette.
Zugelassen bleiben Wagen und
Requisiten, die von Hand gezo-
gen werden, auch wenn diese
von einem Elektromotor unter-
stützt werden. Ebenso erlaubt
sind «fasnachtskonforme»
Fortbewegungsmittel im
Schritttempo, wie beispielswei-
se ein Waggis-Velo.

Publiziert wird die neue Re-
gel in den Polizeivorschriften
zur Fasnacht, welche die Kan-
tonspolizei jeweils im Vorfeld
als Allgemeinverfügung erlässt.
Die neue Bestimmung sei in en-
ger Absprache mit dem Fas-
nachts-Comité entstanden. (bz)

Liestal Beim Strassenfest
«Liestaltanzt»amvergangenen
SamstagabendkamesimStedtli
zu mehreren Tätlichkeiten. Dies
teilte die Baselbieter Polizei am
Montag mit. Das Fest sei zwar
weitgehend friedlich verlaufen,
allerdings habe es einige Pöbe-
leien gegeben. Darunter war
laut Polizei auch ein Fall, bei
welchem einer Frau mit der
Faust ins Gesicht geschlagen
wurde. Als die Polizei den Täter
verhaften wollte, habe der 26-
jährige Afghane dem Polizisten
einen Kopfstoss versetzt. (bz)
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Die Sportanlage Pfaffenholz in Burgfelden: Auch hier dürfen vulnerable Personen kein Leitungswasser trinken. Bild: Kenneth Nars

Die Trinkwasser-Abfüllstationen
wurden aufgerüstet. Bild: bwi

Basel-Stadt installiert eigene Filter
Von der Trinkwasser-Sperre im Elsass ist auch die Sportanlage Pfaffenholz betroffen.

Bundesgericht bestätigt Öl- und Gasheizungsverbot
Das zähe Ringen um das Energiegesetz ist eine Runde weiter. Aber die Bürgerlichen blasen schon zum nächsten Angriff.

Neues
Verkehrsregime

Tätlichkeiten am
Strassenfest


